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Zusammenfassung  
 
Der Entwurf eines Asylverfahrensbeschleu-
nigungsgesetzes enthält wichtige und richti-
ge Änderungen insbesondere zur Verkür-
zung der Asylverfahrensdauer, zur Rückfüh-
rung von abgelehnten Asylsuchenden und 
zur Einstufung von sicheren Herkunftsstaa-
ten. Der Gesetzentwurf bleibt aber zum Teil 
hinter den Beschlüssen des Koalitionsaus-
schusses vom 6. September 2015 zurück. 
Darüber hinaus fehlen noch Regelungen, die 
für eine schnelle Integration der Flüchtlinge 
mit hoher Bleibeperspektive in Ausbildung 
und Beschäftigung notwendig sind. Diese 
Stellungnahme beschränkt sich auf die aus 
Sicht der BDA wichtigsten Punkte.  
 
Im Rahmen der Anhörung im Innenaus-
schuss des Bundestages werden neben dem 
Entwurf eines Asylverfahrensbeschleuni-
gungsgesetzes auch der Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Für eine finan-
zielle Verantwortungsteilung bei der Auf-
nahme und Versorgung von Flüchtlingen“ 
und die Anträge der Fraktion DIE LINKE 
„Flüchtlinge willkommen heißen – Für einen 
grundlegenden Wandel in der Asylpolitik“ 
und „Alle Flüchtlinge willkommen heißen - 
Gegen eine Politik der Ausgrenzung und 
Diskriminierung“ behandelt. Viele der Forde-
rungen der beiden Fraktionen wurden auch 
von der BDA aufgestellt, wie z. B. die Be-

schleunigung des Asylverfahrens, die Entlas-
tung und Unterstützung der Kommunen bei 
der Bewältigung der Aufgaben im Zusam-
menhang mit den hohen Flüchtlingszahlen, 
die Öffnung der Integrationskurse für Asylsu-
chende und Geduldete und der entspre-
chende Ausbau der berufsbezogenen 
Sprachförderung. Der große Teil dieser For-
derungen ist bereits mit dem Gesetzentwurf 
adressiert worden. Andere hingegen, wie 
z B. die Abschaffung des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes oder eine effektive Besteue-
rung des Reichtums in Deutschland für die 
Schaffung von notwendigen Mitteln für die 
Aufnahme von Flüchtlingen (Fraktion DIE 
LINKE) sind abzulehnen.  
 
Auch wenn der Gesetzentwurf viele richtige 
Änderungsvorschläge zur Beschleunigung 
des Asylverfahrens enthalten, besteht doch 
bei folgenden Punkten noch Ergänzungs- 
bzw. Änderungsbedarf:  
� Die Vorrangprüfung muss für Asylsu-

chende mit hoher Bleibeperspektive so-
fort nach Ablauf des dreimonatigen Ar-
beitsverbots entfallen.  

� Das Beschäftigungsverbot in der Zeitar-
beit muss unabhängig von der jeweiligen 
Qualifikation von Beginn an grundsätz-
lich aufgehoben werden, wie es der Koa-
litionsausschuss am 6. September 2015 
beschlossen hat. Notwendig ist zudem 
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eine vollständige Abschaffung dieses 
Verbots für alle Drittstaatsangehörigen.  

� Es muss ein bundesweit gesicherter 
Aufenthalt für junge Asylsuchende und 
Geduldete in Berufsausbildung und Stu-
dium im AufenthG eingeführt werden. 

� Alle relevanten Förderinstrumente der 
Berufsausbildung (u. a. Berufsausbil-
dungsbeihilfe, ausbildungsbegleitende 
Hilfen, assistierte Ausbildung) müssen 
für Geduldete und Asylsuchende mit ho-
her Bleibeperspektive ab sofort zur Ver-
fügung stehen. 

� Die Verlängerung der Höchstdauer des 
Aufenthalts in Erstaufnahmeeinrichtun-
gen auf bis zu sechs Monate in § 47 
Abs. 1 AsylVfG (Art. 1 Nr. 15 des Ge-
setzentwurfes) muss anders als vorge-
sehen auf Personen ohne Bleibeper-
spektive beschränkt bleiben. Keinesfalls 
darf eine solche Maßnahme für Asylsu-
chende mit Bleibeperspektive zu einer 
faktischen Verlängerung des in 
§ 61 Abs. 2 AsylVfG normierten dreimo-
natigen Arbeitsverbotes kommen.  

� Die Verkürzung des Duldungszeitraums 
von sechs auf drei Monate in § 60 a Abs. 
1 AufenthG (Art. 3 Nr. 10 des Gesetz-
entwurfs) ist abzulehnen, weil diese die 
Integration von Geduldeten in Beschäfti-
gung erschwert.  

� Es ist richtig, Instrumente der aktiven 
Arbeitsförderung wie in § 131 SGB III 
vorgesehen (Art. 10 Nr. 2 des Gesetz-
entwurfs) bei Asylsuchenden mit Bleibe-
perspektive bereits während der ersten 
drei Monate anzuwenden und diese Zeit 
sinnvoll zu nutzen.  

� Die in § 421 SGB III vorgesehene bis 
zum Jahresende befristete Notfallhilfe 
der Bundesagentur für Arbeit (BA) bei 
der Sprachförderung (Art. 10 Nr. 3 des 
Gesetzentwurfes) ist zu begrüßen und 
wurde von der BDA auch gefordert. Da 
es sich um eine Notfallhilfe handelt, 
muss für diesen speziellen Fall die im 
jetzigen Entwurf enthaltene Einschrän-
kung des Personenkreises, die einen 
kontraproduktiven Prüfaufwand nach 
sich ziehen würden, gestrichen werden. 

� Derzeit vertritt die Bundesregierung die 
Ansicht, dass die Jobcenter Regressan-
sprüche gegenüber den Verpflichtungs-

gebern nach § 68 AufenthG geltend ma-
chen können, wenn Flüchtlingen, die 
aufgrund spezieller humanitärer Auf-
nahmeprogramme nach Deutschland 
eingereist sind, der Schutzstatus ge-
währt wurde und sie SGB-II-Leistungen 
in Anspruch nehmen. Hier bedarf es ei-
ner gesetzlichen Klarstellung, um sicher-
zustellen, dass die im Rahmen von Auf-
nahmeprogrammen abgegebenen Ver-
pflichtungserklärungen mit positivem 
Ausgang des Asylverfahrens erlöschen. 

 
 
Im Einzelnen  
 
Weitere Erleichterungen bei der Vorrang-
prüfung schaffen  
 
Die immer noch grundsätzlich notwendige 
Durchführung der Vorrangprüfung verhindert 
in der Praxis vielfach eine zügige Integration 
in Arbeit. Asylsuchende mit hoher Bleibeper-
spektive sollten – befristet für die nächsten 
drei Jahre – daher nach Ablauf des dreimo-
natigen Arbeitsverbotes sofort eine Beschäf-
tigung ohne Vorrangprüfung aufnehmen dür-
fen. Dazu sollte die Vorrangprüfung nach Ab-
lauf des dreimonatigen Arbeitsverbotes 
grundsätzlich entfallen. Für Geduldete ohne 
Arbeitsverbot sollte die Vorrangprüfung ab 
Erteilung der Duldung nicht mehr gelten.  
 
 
Beschäftigungsverbot in der Zeitarbeit 
grundsätzlich abschaffen 
 
Die in der Verordnung zum Asylverfahrens-
beschleunigungsgesetz vorgesehene Rege-
lung zur Aufhebung des Beschäftigungsver-
bots in der Zeitarbeit geht nicht weit genug 
und bleibt hinter dem Beschluss des Koaliti-
onsausschusses zurück. Eine Beschäftigung 
in der Zeitarbeit bleibt nach den jetzigen 
Vorschlägen weiterhin in den ersten 15 Mo-
naten für die meisten Flüchtlinge verboten. 
Die vorgesehene Regelung würde in den 
ersten 15 Monaten nur dann eine Beschäfti-
gung in der Zeitarbeit ermöglichen, wenn für 
die auszuübende Beschäftigung keine Vor-
rangprüfung erforderlich wäre. Dies ist aber 
nur im hochqualifizierten Bereich und bei 
qualifizierten Mangelberufen nach § 6 Abs. 2 
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BeschV der Fall. Im Ergebnis bleibt es daher 
in den ersten 15 Monaten bei einem Arbeits-
verbot für Asylsuchende und Geduldete in 
der Zeitarbeit. Dies ist gerade mit Blick auf 
die oft fehlende formelle Qualifikation von 
Flüchtlingen kontraproduktiv. Die derzeitige 
Regelung geht am praktischen Bedarf vor-
bei. Das Beschäftigungsverbot in der Zeitar-
beit muss unabhängig von der jeweiligen 
Qualifikation von Beginn grundsätzlich auf-
gehoben werden, wie es der Koalitionsaus-
schuss am 6. September 2015 beschlossen 
hat. Gerade die Zeitarbeit kann auch in Fäl-
len, in denen formale Qualifikationen fehlen 
oder noch nicht anerkannt sind, ein Weg sein 
um mit praktischen Fertigkeiten und persön-
lichen Kompetenzen zu überzeugen und so 
den Einstieg in Beschäftigung zu schaffen.  
 
Notwendig ist zudem eine vollständige Ab-
schaffung dieses Verbots für alle Drittstaats-
angehörige. Denn selbstverständlich gelten 
für Zuwanderer die gleichen Rechte und Re-
gelungen wie für alle anderen Arbeitnehmer 
in der Zeitarbeit. Zudem hat die Zeitarbeit 
wichtige tarifpolitische Flankierungen erfah-
ren und ein Mindestlohn wurde etabliert.  
 
 
Bundesweiten gesicherten Aufenthalt für 
junge Asylsuchende und Geduldete in 
Berufsausbildung und Studium schaffen 
 
Viele Asylsuchende sind jung und motiviert, 
eine Ausbildung oder ein Studium zu absol-
vieren. Damit eine begonnene Berufsausbil-
dung auch abgeschlossen werden kann, 
muss der Aufenthalt für die Dauer der Aus-
bildung bzw. des Studiums für Asylsuchende 
mit hoher Bleibeperspektive und Geduldete 
gesichert werden. Leider ist dies immer noch 
nicht vorgesehen. Nach der Änderung des 
Aufenthaltsgesetzes vom 1. August 2015 
kann die Ausländerbehörde die Duldung für 
ein Jahr erteilen, wenn die Person eine quali-
fizierte Berufsausbildung vor Vollendung des 
21. Lebensjahres aufnimmt oder aufgenom-
men hat und nicht aus einem sicheren Her-
kunftsstaat stammt (§ 60a Abs. 2 AufenthG). 
Die Erteilung der Duldung für das erste Aus-
bildungsjahr liegt damit im Ermessen der 
Ausländerbehörden. Wenn die Berufsausbil-
dung noch fortdauert und in einem ange-

messenen Zeitraum mit ihrem Abschluss zu 
rechnen ist, soll die Duldung für jeweils ein 
Jahr verlängert werden. Auch eine solche 
Soll-Vorschrift begründet keinen Rechtsan-
spruch.  
 
§ 60a Abs. 2 AufenthG gilt zudem nur, wenn 
die Ausbildung vor Vollendung des 21. Le-
bensjahres aufgenommen wird. Das Durch-
schnittsalter beim Beginn einer Berufsausbil-
dung in Deutschland liegt bereits insgesamt 
bei 19,8 Jahren. Bei Flüchtlingen muss mit 
einem noch späteren Ausbildungsstart ge-
rechnet werden. Daher sollten auch junge 
Flüchtlinge, die das 21. Lebensjahr vollendet 
haben, die Chance erhalten, eine Berufs-
ausbildung aufzunehmen und abzuschlie-
ßen.  
 
Nach § 18a AufenthG kann einem gedulde-
ten Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis zum 
Zweck der Beschäftigung erteilt werden, 
wenn die Person eine qualifizierte Berufs-
ausbildung in einem Ausbildungsberuf abge-
schlossen hat. In einigen Ausländerbehörden 
wird zwar in den Verfahrenshinweisen darauf 
hingewiesen, dass die Aufenthaltserlaubnis 
in der Regel für zwei Jahre erteilt wird. Es 
besteht jedoch auch dort kein Rechtsan-
spruch hinsichtlich der Erteilung dieser Auf-
enthaltserlaubnis für zwei Jahre, sondern es 
besteht die Möglichkeit, dass im Rahmen ei-
ner Ermessensentscheidung die Aufent-
haltserlaubnis erteilt wird. Der rechtssichere 
Aufenthalt während der gesamten Ausbil-
dungsdauer und nach Abschluss der Ausbil-
dung ist unabdingbar sowohl für die Auszu-
bildenden als auch für die Ausbildungsbe-
triebe, damit die Investitionen der Ausbil-
dungsbetriebe in die Ausbildung des jungen 
Menschen nicht ins Leere laufen. Nach er-
folgreichem Abschluss der Ausbildung sollte 
daher bei einer Übernahme durch den Be-
trieb der Aufenthalt für mindestens zwei wei-
tere Jahre sichergestellt werden und im 
Rahmen des § 18a AufenthG weiter verlän-
gerbar sein.  
 
Ein Anspruch auf eine Aufenthaltserlaubnis 
zur Arbeitsplatzsuche nach erfolgreichem 
Abschluss einer Ausbildung, wenn der Aus-
zubildende nicht übernommen wird, fehlt zu-
dem bisher vollständig. Diese Möglichkeit zur 
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Arbeitsplatzsuche für ein Jahr haben schon 
jetzt alle übrigen Absolventen einer deut-
schen Ausbildung (§ 17 Abs. 3 AufenthG) 
und sollte daher auch Geduldeten, die eine 
Berufsausbildung erfolgreich abgeschlossen 
haben, eingeräumt werden. Andernfalls wird 
die Chance vertan, einen gut ausgebildeten 
Menschen als Fachkraft für Deutschland zu 
gewinnen, in den bereits erhebliche Ausbil-
dungsanstrengungen investiert wurden. 
 
 
Zugang zu allen relevanten Förderinstru-
menten der Berufsbildung erleichtern 
 
Junge Asylsuchende und Geduldete, die ei-
nen Ausbildungsplatz gefunden haben, 
brauchen oft eine zielgenaue Förderung, um 
Sprachdefizite abzubauen und die Ausbil-
dung zu einem erfolgreichen Abschluss zu 
führen. Die Pläne der Bundesregierung, jun-
gen Menschen mit einer Duldung den Zu-
gang zu bestimmten ausbildungsfördernden 
Leistungen, d. h. zur Berufsausbildungsbei-
hilfe, der assistierten Ausbildung und zukünf-
tig auch zu ausbildungsbegleitenden Hilfen 
nach § 78 SGB III zu ermöglichen, sind da-
her richtig. Sie gehen aber nicht weit genug. 
Alle Förderinstrumente der Berufsausbildung 
müssen von Asylsuchenden mit hoher Blei-
beperspektive und Geduldeten sofort und 
nicht erst nach 15 Monaten in Anspruch ge-
nommen werden können, also z. B. auch be-
rufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen, die 
bisher nicht für Geduldete geöffnet sind. Die 
Förderinstrumente werden ab dem ersten 
Tag der Ausbildung bzw. zu deren Vorberei-
tung benötigt und nicht erst nach mehreren 
Monaten.  
 
Die ausbildungsfördernden Leistungen müs-
sen auch Asylsuchenden mit hoher Bleibe-
perspektive zur Verfügung stehen. Gerade 
hier sind die mit den Förderinstrumenten 
verbundenen Maßnahmen der Sprachförde-
rung und der zusätzlichen Unterstützung im 
Sinne einer „Nachhilfe“ wichtig, um Ausbil-
dungsabbrüchen vorzubeugen. Dies haben 
auch die Partner der Allianz für Aus- und 
Weiterbildung und damit auch die für eine 
Umsetzung zuständigen Ministerien in ihrer 
gemeinsamen Erklärung vom 18. September 
2015 zu Recht unterstrichen.  

Verlängerung der Aufenthaltshöchstdau-
er in Erstaufnahmeeinrichtungen auf Per-
sonen ohne Bleibeperspektive beschrän-
ken 
 
Eine Verlängerung der Höchstdauer des 
Aufenthalts in Erstaufnahmeeinrichtungen 
auf bis zu sechs Monate muss auf Personen 
ohne Bleibeperspektive beschränkt bleiben. 
Keinesfalls darf eine solche Maßnahme für 
Asylsuchende mit Bleibeperspektive zu einer 
faktischen Verlängerung des in § 61 Abs. 2 
AsylVfG normierten dreimonatigen Arbeits-
verbots führen. Diese Gefahr besteht derzeit, 
da nach § 61 Abs.1 AsylVfG für die Dauer 
der Pflicht, in einer Aufnahmeeinrichtung zu 
wohnen, eine Erwerbstätigkeit ausgeschlos-
sen ist.  
 
 
Verkürzung der Dauer der Duldung von 
sechs auf drei Monate ablehnen 
 
Die Verkürzung des Zeitraumes, einen Ab-
schiebestopp im Wege der Duldung zu ver-
fügen, von sechs auf drei Monate in § 60a 
Abs. 1 AufenthG (Art. 3 Nr. 10 des Gesetz-
entwurfes) ist abzulehnen. Die Verkürzung 
des Duldungszeitraums schafft mehr Büro-
kratie bei Arbeitgebern und Behörden und 
führt zu noch größerer Unsicherheit bei Ar-
beitgebern mit der Folge, dass Geduldete 
keinen oder nur sehr schwer einen Arbeits-
platz finden und für ihren eigenen Lebensun-
terhalt aufkommen können. 
 
 
Befristete Nothilfe durch BA bei Sprach-
förderung unbürokratisch gestalten 
 
Die in Art.10 Nr. 3 durch Einfügung eines 
§ 421 SGB III vorgesehene befristete Nothil-
fe der BA zur Finanzierung von Sprachkur-
sen aus Beitragsmitteln ist zu begrüßen. 
Damit wird eine Forderung der BA umge-
setzt. Diese muss einmalig für dieses Jahr 
eine unkomplizierte, schnelle und grundle-
gende Sprachförderung für alle Flüchtlinge 
ermöglichen. Die Regelung soll schnelle Ab-
sprachen zwischen den Kommunen, den 
Trägern der Sprachkurse, z. B. den Volks-
hochschulen, und den Agenturen vor Ort er-
möglichen. Dies ist nur möglich, wenn für 



 

Stellungnahme zum Entwurf eines Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes, zum Antrag  der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Für eine finanzielle Verantwortungsteilung bei der Aufnahme und 
Versorgung von Flüchtlingen“ und zu den Anträgen der Fraktion DIE LINKE „Flüchtlinge willkommen 
heißen – Für einen grundlegenden Wandel in der Asylpolitik“  und  „Alle Flüchtlinge willkommen heißen 
- Gegen eine Politik der Ausgrenzung und Diskriminierung“ 

 
 
7. Oktober 2015 5

 

diesen speziellen Fall der Nothilfe die im jet-
zigen Entwurf enthaltene Einschränkung des 
Personenkreises, die einen kontraprodukti-
ven Prüfaufwand nach sich ziehen würde, 
gestrichen wird. Auch wenn an anderer Stel-
le eine solche Differenzierung richtig ist, 
würde sie hier nur unnötigen bürokratischen 
Aufwand generieren und die Gefahr heraus-
beschwören, dass die Nothilfe ins Leere 
läuft. Daher muss in § 421 Abs. 1 S. 1 SGB 
III-E die Passage „die eine Aufenthaltsge-
stattung besitzen und nicht aus einem siche-
ren Herkunftsstaat nach § 29a Asylgesetz 
stammen“ gestrichen werden. 
 
Zudem wäre eine Verlängerung der Maß-
nahmedauer auf zwölf Wochen und die Er-
gänzung der erstattungsfähigen Maßnahme-
kosten in Abs. 3 um Raumkosten, ggf. Kos-
ten für den Abschluss des Zertifikates A1 
und Kosten für erforderliche Versicherungen 
sinnvoll. 
 
Aufgrund der absoluten Notsituation in der 
zweiten Jahreshälfte bietet sich diese Lö-
sung als Nothilfe der BA im Rahmen der dor-
tigen Finanzreserven an, obwohl die Finanz-
zuständigkeit beim Bund liegt und dort auch 
bleiben muss. Die dauerhafte Finanzierung 
muss daher bei der Haushaltsaufstellung des 
Bundes für 2016 über Steuermittel sicherge-
stellt werden. 
 
 
Integrationskurse und berufsbezogene 
Sprachförderung bedarfsgerecht aus-
bauen 
 
Richtigerweise sieht der Gesetzentwurf in 
§ 44 Abs. 4 AufenthG eine grundsätzliche 
Öffnung der Integrationskurse für Asylsu-
chende mit Bleibeperspektive und Geduldete 
vor (Art. 3 Nr. 6). Allerdings geht die Öffnung 
der Integrationskurse nicht weit genug. Sie 
müssen breit und nicht nur für drei Monate 
geöffnet werden. Ein regulärer Integrations-
kurs umfasst einen Sprachkurs mit 600 Un-
terrichtsstunden und einen Orientierungskurs 
mit 60 Unterrichtsstunden. Es müssen zu-
dem auch tatsächlich ausreichend verfügba-
re Kursplätze zur Verfügung stehen, sonst 
läuft die Regelung ins Leere, da sie bisher 
keinen Anspruch auf Teilnahme an einem 

Integrationskurs vorsieht. Die Mittel für die 
berufsbezogene Deutschsprachförderung 
müssen zudem deutlich ausgeweitet werden, 
um klare Signale in die Richtung einer effek-
tiven Integration der Menschen in den deut-
schen Arbeitsmarkt und die Gesellschaft ins-
gesamt zu senden. Es muss sichergestellt 
sein, dass auch Geduldete und Ausländer 
mit Aufenthaltsgestattung unter die berufs-
bezogene Deutschsprachförderung nach 
dem neuen § 44a AufenthG fallen. 
 
Im Rahmen der Angebote zur Förderung der 
Integration sollte der Fokus nicht auf das Er-
lernen der deutschen Sprache beschränkt 
bleiben. Es müssen insbesondere auch die 
grundsätzlichen Werte unserer Gesellschaft 
vermittelt werden. Dazu zählen z. B. auch 
kulturelle Umgangsformen oder dass Frauen 
in Deutschland selbstverständlich am Er-
werbsleben teilnehmen. 
 
 
Wirkung von Verpflichtungserklärungen 
für Flüchtlinge klarstellen 
 
Verpflichtungserklärungen (Übernahme aller 
Kosten für den Lebensunterhalt) werden von 
in Deutschland lebenden Verwandten bei 
speziellen humanitären Aufnahmeprogram-
men von Bund und Ländern für Flüchtlinge 
abgegeben, um Familienangehörige aus 
Kriegsgebieten nach Deutschland zu holen. 
Wenn auf dieser Grundlage eingereiste 
Flüchtlinge erfolgreich einen Antrag auf Asyl 
stellen und SGB-II-Leistungen erhalten, 
müssen laut Bundesregierung die Jobcenter 
Regressansprüche gegenüber den Verpflich-
tungsgebern geltend machen.  
 
Hier ist eine gesetzliche Klarstellung im Auf-
enthaltsgesetz notwendig. Auch um unan-
gemessene Härten zu vermeiden, muss 
klargestellt werden, dass im Rahmen von 
Aufnahmeprogrammen abgegebene Ver-
pflichtungserklärungen mit positivem Aus-
gang des Asylverfahrens erlöschen. Ein 
Rückgriff gegenüber dem Verpflichtungsge-
ber durch die Jobcenter ist nur dann sinnvoll, 
wenn und solange noch keine Statusände-
rung im Sinne einer Asylberechtigung bzw. 
Feststellung als anerkannter Flüchtling vor-
liegt. Die Regresspflicht muss ab dem Zeit-
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punkt der Zuerkennung des Asyl- bzw. des 
Flüchtlingsschutzes enden. Denn im Bereich 
der anerkannten Asylberechtigten kann die 
Regelung zur Verpflichtungserklärung (§ 68 
AufenthG) für die Zeit des berechtigten Asyls 
gar nicht zur Anwendung kommen. Das Asyl-
recht ist nicht von einer Verpflichtungserklä-
rung nach § 68 AufenthG abhängig. Das 
würde schon seinem Wesen widersprechen. 
Infolgedessen kann auch der Verpflichtungs-
geber für die Zeit des berechtigten Asyls 
nicht unter Hinweis auf § 68 AufenthG her-
angezogen werden. 
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